
Immer wieder wird in der öffentlichen Debatte das Argument 
vorgebracht, dass das Volkseinkommen erst erwirtschaftet wer-
den müsse, bevor es verteilt werden kann. Damit geht typischer-
weise die Forderung einher, dass sich die Arbeitnehmer_innen 
zunächst in Lohnzurückhaltung üben sollten, um die Unterneh-
men nicht mit höheren Kosten zu belasten. Auch der Staat sol-
le auf Markteingriffe und höhere Steuern, insbesondere auf 
hohe Einkommen und Unternehmensgewinne, verzichten, um 
die Leistungs- und Investitionsanreize nicht zu verzerren. Nur 
wenn sich die Marktkräfte frei und effizient entfalten können, 
könne mehr investiert und ein höheres Sozialprodukt erwirt-
schaftet werden (Markteffizienztheorie). Von dem dann grö-
ßeren gesamtwirtschaftlichen „Kuchen“ bzw. höheren Volks-
einkommen würden anschließend alle, insbesondere auch die 
unteren und mittleren Einkommensschichten, quasi automa-
tisch im Zuge nachträglich steigender Löhne profitieren (Trickle- 
down-Effekt). Hält diese Argumentation einer genaueren Be-
trachtung tatsächlich stand?

LÄNGERFRISTIG KANN MAN NUR VERTEILEN, 
WAS ERWIRTSCHAFTET WIRD

Richtig an obiger Argumentation ist, dass ein höheres Volks-
einkommen längerfristig betrachtet nur durch produktiveres 
Wirtschaften entsteht. In Deutschland und anderen entwickel-
ten Volkswirtschaften basiert das heute erreichte Wohlstands-
niveau wesentlich auf den Innovationen und den damit ein-
hergehenden Produktivitätsgewinnen, die seit Beginn der 
industriellen Revolution erzielt worden sind. Dabei gilt folgen-
der Zusammenhang: Geht man von einem konstanten Arbeits-
einsatz aus, dann führt ein Wachstum der Arbeitsproduktivi-
tät von einem Prozent pro Jahr zu einer Verdopplung des 
Wohlstands bzw. des Pro-Kopf-Einkommens ca. alle 70 Jahre. 
Erhöht sich das Wachstum der Arbeitsproduktivität auf zwei 
Prozent pro Jahr, dann verdoppelt sich der Wohlstand bzw. 
das Pro-Kopf-Einkommen bereits ca. alle 35 Jahre. Ein mög-
lichst hoher Produktivitätsfortschritt stellt insofern ein wichti-
ges Zwischenziel der Wirtschaftspolitik dar. Allerdings sollten 
die Produktivitätsgewinne nicht mit negativen externen Ef-
fekten verbunden sein, also z. B. nicht auf Kosten der Arbeits-
bedingungen oder der Umwelt erzielt werden. 

Ebenfalls richtig an obiger Argumentation ist, dass länger-
fristig betrachtet nur das erwirtschaftete Volkseinkommen 
verteilt werden kann. Der in einer Volkswirtschaft zur Verfü-
gung stehende Verteilungsspielraum ergibt sich aus dem mit-
telfristigen gesamtwirtschaftlichen Produktivitätsfortschritt 
zuzüglich der Zielinflationsrate der Zentralbank. Geht man 
beispielsweise für Deutschland von einem mittelfristigen ge-
samtwirtschaftlichen Produktivitätsfortschritt von einem Pro-
zent pro Jahr aus, dann ergibt sich in Kombination mit der 
Zielinflationsrate der Europäischen Zentralbank von (nahe) 

zwei Prozent ein Verteilungsspielraum in Höhe von (rund) drei 
Prozent. Die Nominallöhne (und die Gewinne) können also 
unter diesen Gegebenheiten um drei Prozent pro Jahr stei-
gen, ohne dass das zu einer Verletzung des Inflationsziels 
führt; sie sollten es auch, sollen sich die Verteilungsrelatio-
nen zwischen den Lohneinkommens- und den Gewinnein-
kommensbezieher_innen nicht verschieben.

VERTEILT WIRD IMMER, DIE FRAGE IST NUR: 
WIE BZW. AN WEN?

Tatsächlich aber sind die Nominallöhne in Deutschland in den 
letzten Jahren bzw. Jahrzehnten im Zuge der lange Zeit prak-
tizierten Lohnzurückhaltung zumeist langsamer als der mittel-
fristige gesamtwirtschaftliche Produktivitätsfortschritt zuzüglich 
der Zielinflationsrate der Zentralbank gestiegen. Die Nichtaus-
schöpfung des Verteilungsspielraums durch die Arbeitneh-
mer_innenseite spiegelt sich in einer seit längerem sinkenden 
Lohnquote und einer steigenden Gewinnquote wider. Folg-
lich hat sich die funktionale Einkommensverteilung in den 
letzten Jahren bzw. Jahrzehnten deutlich zulasten der Lohnein-
kommens- und zugunsten der Gewinneinkommensbezieher_
innen verschoben. Besonders rasant war diese Entwicklung in 
Deutschland ab Ende der 1990er Jahre bis ca. Mitte der 2000er 
Jahre auch im internationalen Vergleich.

Indikatoren für die personelle Einkommensverteilung zei-
gen zudem, dass sich die Einkommensungleichheit zwischen 
den verschiedenen Einkommensschichten in Deutschland in 
den letzten Jahren bzw. Jahrzehnten ebenfalls signifikant er-
höht hat, wobei auch hier eine besonders starke Zunahme ab 
Ende der 1990er Jahre bis ca. Mitte der 2000er Jahre festzu-
stellen ist. In den letzten Jahren ist die Einkommensungleich-
heit zwar nicht weiter angestiegen, sie verharrt aber weiterhin 
auf einem relativ hohen Niveau. Vor allem die oberen 10 Pro-
zent der Einkommensbezieher_innen konnten in der Vergan-
genheit deutliche reale Einkommenszuwächse realisieren, 
während die darunter liegenden 90 Prozent weitaus weniger 
bis gar nicht vom zunehmenden Wohlstand profitiert haben. 
All diese Entwicklungen zeigen, dass der Trickle-down-Effekt 
anders als in obiger Argumentation postuliert offensichtlich 
nicht (mehr) funktioniert, denn das, was zusätzlich erwirt-
schaftet wurde, wurde nicht bzw. kaum mehr an die breite 
Masse der Arbeitnehmer_innen verteilt. 
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ES GILT AUCH: DIE VERTEILUNG BEEINFLUSST 
DAS ERWIRTSCHAFTEN

Auch lässt sich anders als in obiger Argumentation behauptet 
nicht bestätigen, dass die zunehmende Umverteilung „von un-
ten nach oben“ zu mehr Investitionen und mehr Wachstum in 
Deutschland geführt hat. Ganz im Gegenteil: Rückblickend 
betrachtet sind die Wachstumsraten des Sozialprodukts in 
Deutschland in den letzten Jahren bzw. Jahrzehnten auch im 
internationalen Vergleich zumeist nicht sehr hoch ausgefallen. 
Zudem zeigt sich sowohl im privaten als auch im öffentlichen 
Sektor seit geraumer Zeit eine ausgeprägte Investitionsschwä-
che, die sich schon seit längerem in einer deutlichen Verlang-
samung des gesamtwirtschaftlichen Produktivitätsfortschritts 
niederschlägt. Hält diese Entwicklung weiterhin an, dann stellt 
dies eine nicht zu unterschätzende Bedrohung für die zukünf-
tige Wohlstandsentwicklung in Deutschland dar.

Nicht nur der gesunde Menschenverstand, sondern auch 
theoretische Überlegungen wie auch neuere empirische Un-
tersuchungen sprechen dafür, dass die zunehmende Umver-
teilung zulasten der Lohneinkommen breiter Bevölkerungs- 
schichten die gesamtwirtschaftliche Entwicklung in Deutsch- 
land (und anderen Ländern) in den vergangenen Jahrzehnten 
negativ beeinflusst hat. Die steigende Einkommensungleich-
heit schwächt aufgrund der höheren Konsumneigung der 
unteren und mittleren Einkommensschichten die Konsumnach-
frage der privaten Haushalte und in der Folge auch die In-
vestitionsnachfrage der Unternehmen und damit bereits nach- 
frageseitig den gesamtwirtschaftlichen Wachstumsprozess. 
Darüber hinaus belastet sie auch angebotsseitig die Wirt-
schaftsentwicklung, da die Unternehmen infolge der gesamt-
wirtschaftlichen Nachfrage- und Wachstumsschwäche weniger 
in neues Sach-, Human- und F&E-Kapital investieren oder auch, 
da die privaten Haushalte in der unteren Hälfte der Einkom-
mensverteilung nicht bzw. kaum in der Lage sind, selber mehr 
für Bildung und Gesundheit auszugeben. Beides verschlechtert 
die Innovationsfähigkeit und bremst die Diffusion neuer Tech-
nologien, mit entsprechend negativen Folgen für das gesamt-
wirtschaftliche Produktivitätswachstum. Letztlich hat auch die 
globale Finanz- und Wirtschaftskrise der Jahre 2007ff. deutlich 
gezeigt, dass eine zunehmend ungleiche Einkommensvertei-
lung kein stabiles Fundament für einen starken und nachhalti-
gen Wachstumsprozess darstellt. 

AUCH DER STAAT TRÄGT WESENTLICH ZUM 
ERWIRTSCHAFTEN BEI

Die Verteilung nimmt also anders als es in obiger Argumenta-
tion zum Ausdruck kommt einen wesentlichen Einfluss auf das 
Erwirtschaften. Daher wären in Deutschland höhere Lohnab-
schlüsse nicht nur wichtig, um die in den letzten Jahren bzw. 
Jahrzehnten entstandene Schieflage in der Einkommensvertei-
lung zu korrigieren, sondern auch um ein stärkeres und stabi-
leres Nachfrage-, Produktivitäts- und Wirtschaftswachstum zu 
erzielen. Ebenso wichtig wären steuerpolitische Maßnahmen 
zur stärkeren Umverteilung des Volkseinkommens „von oben 
nach unten“, z. B. eine progressivere Besteuerung von hohen 
(leistungslosen) Einkommen aus Vermögen und Erbschaften 
oder auch ein effektiverer Kampf gegen Steuervermeidung 

und Steuerhinterziehung. Sowohl die Sozialpartner, die über 
die Höhe der Lohnsteigerungen die Primärverteilung maßgeb-
lich bestimmen, als auch der Staat, der über die Arbeitsmarkt- 
und Gütermarktregulierung ebenfalls auf die Primärverteilung 
einwirkt und über die Steuer- und Abgabenpolitik die Sekun-
därverteilung gestaltet, können folglich den Wirtschaftspro-
zess durch Umverteilung positiv beeinflussen.

Mehr noch: Der Staat ist nicht bloß ein Umverteiler dessen, 
was im privaten Sektor erwirtschaftet wird, wie obige Argu-
mentation ebenfalls suggeriert. Er steht vielmehr in einer engen 
Symbiose mit den privaten Märkten und trägt u. a. durch die 
Bereitstellung öffentlicher Güter wesentlich zum Funktionieren 
des komplexen arbeitsteiligen Wirtschaftssystems bei. Mit sei-
nen öffentlichen Investitionen in die ökonomische, technologi-
sche und soziale Infrastruktur, aber auch mit seinen sonstigen 
Maßnahmen im Bereich der Arbeitsmarkt-, Bildungs-, For-
schungs-, Familien-, Gesundheits- und Pflegepolitik leistet er 
eigene wichtige Beiträge zum gesamtwirtschaftlichen Nach-
frage-, Produktivitäts- und Wirtschaftswachstum. Die finanziel-
le Ressourcenausstattung des Staates bestimmt daher eben-
falls entscheidend mit über die Höhe des Volkseinkommens 
wie auch über die Zusammensetzung der den privaten Haus-
halten zur Verfügung stehenden Güterstruktur. 

VERTEILUNGSFRAGEN MÜSSEN IM ZENTRUM 
DER WIRTSCHAFTSPOLITIK STEHEN

Insgesamt gesehen wird folglich mit der Verteilung des Volks-
einkommens nicht ein sekundärer Sachverhalt geregelt, son-
dern die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Volkswirtschaft 
und die Stärke und Stabilität des Wachstumsprozesses ent-
scheidend mitbestimmt. Die Verteilung ist daher ebenso wich-
tig wie der Prozess des Erwirtschaftens selbst. Das Erwirtschaf-
ten geht dem Verteilen nicht einfach zeitlich voraus, wie das in 
obiger Argumentation suggeriert wird. Vielmehr sind die Ent-
stehung und die Verteilung simultane und einander bedingen-
de Prozesse. Sie sind quasi zwei Seiten ein und derselben 
Medaille. Verteilungsfragen müssen daher stets mit im Zen-
trum der Wirtschaftspolitik stehen.
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